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Anfrage an den Magistrat                                   12.08.2024         

der Kreisstadt Dietzenbach                                               

  

 

Betr.: Veränderte Dezernat-Aufteilung 

Der Offenbach Post ist zu entnehmen, dass der Fachbereich „Bau und 

Immobilienmanagement“ mit sofortiger Wirkung dem Dezernat I, d.h. dem 

Bürgermeister unterstellt und damit dem Ersten Stadtrat entzogen wird. Persönlich 

hätte ich erwartet, dass die Stadtverordneten als wesentlicher Partner der Verwaltung 

vorab informiert werden. Auf dem Weinfest - und verstärkt in den letzten Tagen - mit 

Fragen und (süffisanten) Anmerkungen konfrontiert zu werden, das hilft sicherlich nicht 

zur Aufklärung und schlüssigen Begründung.  

Die Entscheidung würde mit der Haushaltsgenehmigung des Regierungspräsidiums 

Darmstadt zusammenhängen und „es gelte, genau abzuwägen, welche Ausgaben 

notwendig seien und welche nicht“. Welch eine bewegende Erkenntnis, denn genau 

dieses Abwägen zwischen notwendig und „nice to have“ ist doch ein Kernelement 

unserer Arbeit als Lokalpolitiker.  

Auch der Hinweis, „wer die Genehmigung aufmerksam lese, werde Hinweise 

erkennen, dass Dietzenbach seine Investitionen genau überprüfen müsse“, ist nicht 

überzeugend.  Genau das aufmerksame Lesen haben sicherlich auch viele andere 

Stadtverordnete gemacht und dabei keine alarmierenden Änderungen zu den fast 

wortgleichen Hinweisen und Ermahnungen der Haushaltsgenehmigung 2023 

erkennen können. 

In Summe stellen sich folgende grundlegenden Fragen: 

➢ Gibt es zusätzlich zu den Anmerkungen der Haushaltsgenehmigung 

Erkenntnisse, die die veränderte Dezernat-Zuordnung plausibel machen? 

 

➢ Wie können die Vorteile des bisherigen „check and balance“ zwischen dem 

fordernden und dem bremsenden Dezernat gesichert werden? 

 

➢ Letztendlich ist auch zu beantworten, ob das geforderte „aufmerksame lesen“, 

„genau abzuwägen“ und „genau überprüfen“ aus Sicht des Magistrates als 

eigenes Versäumnis oder Kritik an die Politik verstanden wird. 
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